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Jugendstil

Allein das könnte für einige Dele-
gierte Grund sein, am Sonntag Til-
mann Schade zum neuen Landes-
vorsitzenden der Grünen in
Schleswig-Holstein zu wählen: Er
ist erst 20. Der Kieler schickt sich
damit an, jüngster Parteivorsit-
zender Deutschlands auf Landes-
ebene zu werden und dabei noch
seine Vorgängerin Marlene Löhr
zu übertrumpfen, die 2009 als 24-
Jährige gewählt worden war.

Schade ist Theologiestudent.
Als ver.di-Mitglied ist er in Dis-
kussionen bei der Gewerkschafts-
jugend ebenso zu finden wie auf
der Straße bei Demonstrationen
gegen Neonazis oder gegen Cas-
tortransporte. Er hat aber nicht
nur einen guten Draht mit den so
genannten Vorfeldorganisationen
der Partei, sondern hat während
des vergangenen Landtagswahl-
kampfs als Helfer im Wahlkampf-
team der Grünen auch parteiin-
tern Kontakte, Erfahrungen und
Pluspunkte sammeln können. Die-
ses Jahr stehen mit den Kommu-
nalwahlen und der Bundestags-
wahl zwei Wahlkämpfe ins Haus,
viel Verantwortung für einen 20-
Jährigen. Doch man traut Schade
in der Partei einiges zu. Auch wenn
er erst seit 2008 Parteimitglied ist,
von einem »Grünschnabel« kann
nicht die Rede sein. Thematisch
hat sich der Youngster auf die tro-
ckene Materie von Haushalts- und
Finanzpolitik spezialisiert.

Tilmann Schade will der Grü-
nen Jugend, für die er 2011 und
2012 bereits Landessprecher war,
ein stärkeres Gewicht in der Partei
verleihen. Seine Kandidatur zeugt
von Mut, denn der Landesvorsit-
zende muss die nächsten zwei
Jahre auch für die Politik der rot-
grünen Koalition im Kieler Land-
tag gerade stehen. Die Bewer-
bungsliste für die Posten im künf-
tigen Vorstand wäre wohl länger
gewesen, wenn die Grünen nur die
Oppositionsrolle spielen müssten.
»Meine Chancen stehen 50:50«,
gibt sich Schade zurückhaltend,
was seine Aussichten auf dem
Landesparteitag in Eckernförde
angeht. Denn bevor er jüngster
Parteivorsitzender Deutschlands
werden kann, muss er mit dem 63-
jährigen Landwirtschafts- und
Verbraucherexperten Peter Stol-
tenberg aus dem Kreis Segeberg
einen gestandenen Gegenkandi-
daten aus dem Feld schlagen.

Dieter Hanisch

Tilmann Schade
will jüngster Vor-
sitzender einer
Landespartei sein.
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»XXL-Packungen
passen nicht mehr
in die Zeit.«

Ilse Aichinger,
Bundesverbraucherministerin,
in der Tageszeitung »Die Welt«
zur Verantwortung der Industrie
beim Kampf gegen Lebensmittel-
verschwendung angesichts einer
wachsenden Zahl von Ein-
Personen-Haushalten in Deutsch-
land
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Gastkolumne

Sackgassen-Demokratie
Hans Ulrich Wehler, Sozialhis-
toriker, bilanziert: »Hundert Mil-
liardäre stehen 2012 an der Spit-
ze von 345 000 Vermögensmilli-
onären: Die deutschen Reichen
waren noch nie so reich wie in
der unmittelbaren Gegenwart.« In
diesem Reichtum steckt viel Ger-
hard Schröder. Geerbt haben wir
von ihm aber noch viel mehr.

Als SPD und Grüne regierten,
machten sie sich die Globalisie-
rung als Sachzwang zu eigen und
fragten: Wie können wir die Ar-
beit billiger und damit die Un-
ternehmen konkurrenzfähig ma-
chen? Wie die reichsten 30 Pro-
zent entlasten, damit sie mehr in-
vestieren? Und: Wie können wir
dieses Mehr an privatem Reich-
tum und Kapital im Land hal-
ten? Die Antwort, die Agenda
2010, besteht keinesfalls nur aus
Hartz IV, sondern aus vier Tei-
len, die sich in ihrer Wirkung
wechselseitig stärken.

Das erste Viertel: weniger Geld
für Arbeitslose, prekäre Jobs,
Lohndumping, Niedriglohnsektor,
Teilprivatisierung der Rente. So
wurde die Arbeit in jeder Hin-
sicht billiger: Es sanken nicht nur
die Lohnkosten; Arbeit, für viele
Menschen Teil ihrer Identität,
wurde zudem zum Ramscharti-
kel degradiert.

Das zweite Viertel: Steuern für
Unternehmen, Spitzenverdiener
und Kapitalbesitzer wurden viel-
fach gesenkt, teilweise drastisch;
die Lohnkosten und Sozialabga-

ben für Unternehmen zu ver-
ringern, war den Rot-Grünen nicht
genug.

Das dritte Viertel: Die Steu-
ersenkungen machten den Staat
ärmer. Zum Vorteil der Wohl-
habenden: Ihren Reichtum in-
vestieren sie auch in Staatsan-
leihen und mehren ihn mit den
Zinsen, welche die Steuerzahler
aufzubringen haben; für sie ist die
Staatsverschuldung ein Ge-

schäftsmodell. Zum Nachteil der
Beschäftigten und ihrer Ange-
hörigen: Sie erhalten nicht nur ei-
nen geringeren Lohn (siehe oben),
sie leiden auch unter den er-
heblich schlechteren öffentlichen
Angeboten, auf die sie im Ge-
gensatz zu den Wohlhabenden
angewiesen sind. Allein die Kom-
munen schieben einen Investiti-
onsstau in Höhe von etwa 700 Mil-
liarden Euro vor sich her.

Das vierte Viertel: viele Mil-
lionen sind nun ärmer, Hun-
derttausende reicher, der Staat
schwach. Bleibt die letzte Frage:
Wie halten wir diesen neuen pri-

vaten Reichtum im Land und lo-
cken weiteren an? Die rot-grüne
Antwort: Wir deregulieren und er-
schaffen eine Finanzindustrie –
zwischen 2000 bis 2005 wurde ein
Finanzmarkt-Förderplan mit 30
Gesetzen beschlossen –, die dem
neuen großen Reichtum attrak-
tive Anlagen bietet.

Diese vier Viertel machen die
ganze Agenda 2010 aus. Die vie-
len, die Altkanzler Schröder lo-
ben, haben in einem schon recht:
Halbe Sachen macht der Gerd
nicht.

Aber erst heute, in Zeiten, in
denen dieser Republik beim Be-
mühen, dieses verheerende Erbe
zu verdauen, fast die Luft aus-
geht, soll dieses Werk auch noch
politisch gekrönt werden. SPD und
Grüne bereiten sich erneut auf die
Regierungsübernahme vor. Es tritt
eine Truppe an, die damals schon
dabei war: Steinbrück, Stein-
meier, Gabriel, Künast, Trittin. Si-
cher, der eine oder die andere
murmelt: War nicht alles so doll
damals. Andere zeigen prallen
Agenda-Stolz. Das ist die Alter-
native zu den Regierenden. Ein
klarer Fall von Sackgassen-De-
mokratie.

Wolfgang Storz hat zusammen
mit Hans-Jürgen Arlt unter-
sucht, wie Qualitätsmedien mit
dem Themenfeld Armut, Reich-
tum und soziale Kluft umgehen.
Die Studie wird Mitte April ver-
öffentlicht.

Von
Wolfgang Storz
Der frühere Chef-
redakteur der
Frankfurter Rund-
schau arbeitet als
Medien- und Kom-
munikationsbera-
ter. Foto: S. Moll

Ihre Meinung

Da regt sich bei mir
Widerspruch

Zu »Die Stunde der Wahr-
heit« (nd vom 13.3., S. 3)
Für Herrn Sonne steht fest,
dass Teheran Israel ver-
nichten will. Dass Israel Iran
bereits angegriffen hat, ver-
schweigt er. Und so ist es
rechtens, wenn die BRD
Kriegsmaterial an Israel lie-
fert. Wenn die DDR seiner-
zeit auf Seiten der Palästi-
nenser stand, war das Herrn
Sonne zufolge falsch.

Dass die DDR mit dem
Holocaust nichts zu tun hat-
te, ist unbestreitbar. Dass
ihr aber das Schicksal der
Juden in der Nazizeit
gleichgültig gewesen sein
soll, ist einfach eine Lüge.

Siegfried Modrach
10243 Berlin

Das gibt mir zu denken

Die Aussage, dass »die Si-
cherheit Israels Staatsräson
für Deutschland ist«, wirft
bei mir die Frage auf, ob

dies auch unabhängig da-
von gilt, welche Handlungen
Israel im Lande, gegenüber
den Palästinensern und an-
deren Staaten in der Region
vornimmt. Es gibt mir zu
denken, dass selbst Gen-
scher und Altkanzler
Schmidt Bedenken gegen-
über einer solchen Haltung
der BRD anmelden.

Gerhard Giese
15344 Strausberg

Es ist wirklich
»verheerend«

Zu »Ausstieg ist verheeren-
des Signal« (nd vom 13.3.)
Eine Verfassungsänderung
bezüglich Schuldenbremse
halte ich zwar auch nicht für
zwingend erforderlich.
Wenn aber schon der säch-
sische CDU-Fraktionsvor-
sitzende veranlasst war, sich
mit allen Fraktionsvorsit-
zenden der demokratischen
Parteien an einen Tisch zu
setzen, was wohl Einmalig-
keitswert hat, dann ist es
wirklich »verheerend«, das

Ergebnis wieder per Be-
schluss infrage zu stellen.
Damit werden auch der
Fraktionsvorsitzende Geb-
hardt und die Wegbereiter
dieses Gesprächs durch die
eigenen Reihen regelrecht
diskreditiert. Dass auch der
ansonsten immerhin pas-
sable Ruf der sächsischen
LINKEN in der Öffentlich-
keit, wozu die Medien ihren
Teil beitragen, regelrecht
beschädigt wird, ist bereits
eingetreten.

Hans-Georg Trost
Zittau

Ein Buchverweis wäre
hilfreich gewesen

Zu »Bin noch im Schützen-
graben der Perestroika«
(nd vom 14.3., S. 15)
Tatsächlich ist es der Sow-
jetunion zwar gelungen, un-
ter gewaltigen Opfern in
zwei ihr aufgezwungenen
Kriegen zu siegen, ihr ge-
lang auch eine Antwort auf
die atomare Bedrohung, nur
den Kommunismus konnte

sie in nicht aufbauen. Den-
noch wäre es doch zu wün-
schen gewesen, dass der
Autor wenigsten in einem
Satz auf das Buch »Wer ver-
riet die Sowjetunion?« von
Jegor Ligatschow verwiesen
hätte, in dem die »große
Jahrhundertgestalt« Gor-
batschow auch eine sehr,
sehr große Rolle spielt.

Erhard Römer
13156 Berlin

Der eine vorschnell,
der andere blind?

Zu »Mehdorn will Tegel of-
fenhalten«
(nd vom 12.3., S.11)
Nun macht der neue Chef
schon am ersten Arbeitstag
einen brauchbaren Vor-
schlag und wird vom Minis-
terpräsidenten Platzeck zu-
rückgepfiffen. Die Begrün-
dung: »Das sehen wir Herrn
Mehdorn, der jetzt genau
sieben Stunden im Amt ist,
nach, dass er das noch nicht
ganz übersehen kann.« Ich
bin der festen Überzeugung,

Herr Mehdorn sollte ant-
worten: »Herr Platzeck, sie
sind nun schon sehr lange
im Amt und sicherlich schon
betriebsblind.«

Manfred Antonczyk
12683 Berlin

Spannende und
lehrreiche Lektüre

Zu: »Der Dritte«
(nd vom 11.3., S. 16)
Kürzlich las ich Victor
Grossmans bisher jüngste
Publikation, die unter dem
Titel »Ein Ami blickt auf die
DDR zurück« 2011 bei
Spotless erschienen ist. Der
Jubilar überzeugt mit fak-
tenreichen und sehr leben-
digen Schilderungen im na-
tionalen wie internationalen
Rahmen.

Wer das kleine Buch ge-
lesen hat, wird auch verste-
hen, warum Viktor Gross-
man verteidigt, was die DDR
für ihn interessant, attraktiv
und liebenswert machte.
Sehr aufschlussreich ist
auch das im Anhang des

Buches veröffentlichte In-
terview. Darin erfährt der
Leser die einzelnen Statio-
nen seiner Flucht im Jahre
1952: nächtliche Durch-
querung der Donau in Linz,
anschließende Überstellung
nach Baden bei Wien zum
sowjetischen Hauptquartier
und über die CSR nach
Potsdam, wo aus Stephen
Wechsler dann Victor
Grossman wurde. Insge-
samt eine lehrreiche und
spannende Lektüre, die ich
auch jüngeren Lesern emp-
fehlen kann.

Rainer Döhrer
36456 Barchfeld/Werra

Beiträge in dieser Rubrik sind
keine redaktionellen
Meinungsäußerungen. Die
Redaktion behält sich das
Recht Sinn wahrender
Kürzungen vor. E-Mails
können nur bei Angabe des
vollständigen Namens und
des Wohnortes berücksichtigt
werden.

Zitat

»Wer Wahlen gewin-
nen will, muss früh
aufstehen.«

Christoph Matschie,
Thüringens SPD-Chef,
zum frühen Beginn des
Landesparteitags der So-
zialdemokraten am
Samstag um 9.00 Uhr

Langer Atem
Von Olaf Standke

W ir haben noch nicht alles erreicht. Aber wir werden unbeirrt und
mit langem Atem an der Abrüstungspolitik, einschließlich der

nuklearen Abrüstung, festhalten.« Sätze wie diese während der gestri-
gen Parlamentsdebatte zum Jahresabrüstungsbericht der Bundesregie-
rung lassen wirkliche Abrüstungsaktivisten die Köpfe schütteln oder
führen gleich zur Zornesröte. Denn mit ihnen schönt Außenminister
Westerwelle eine Wirklichkeit, in der Schwarz-Gelb selbst hinter den ei-
genen Zielen weit zurückbleibt. Wie beim angeblich angestrebten Abzug
der in Deutschland verbliebenen US-amerikanischen Atomwaffen – im
Koalitionsvertrag 2009 verankert, doch wenige Monate vor der nächsten
Bundestagswahl weiter eine Fata Morgana.

Statt sich in Washington und bei den NATO-Partnern für einen
schnellen Abbau der nukleare Arsenale stark zu machen, hat die Bun-
desregierung auf dem NATO-Gipfel im Vorjahr für das neue strategische
Konzept des größten Militärbündnisses und damit gegen eine vermin-
derte Rolle der Kernwaffen gestimmt. Die in Chicago beschlossene Mo-
dernisierung der Tornado-Jagdflugzeuge als Trägersysteme für Atom-
waffen ist faktisch eine Neustationierung. Ähnlich die Rüstungsexport-
politik dieser Regierung, die in der ablaufenden Legislaturperiode dafür
sorgte, dass Deutschland zum drittgrößten Rüstungsexporteur aufge-
stiegen ist und mit verantwortungslosen Waffenlieferungen in Spa-
nungsgebiete vermeintlich restriktive Exportrichtlinien makuliert hat.
Während im Vorjahr Rüstungsgeschäfte mit Hermes-Krediten über 3,3
Milliarden Euro abgesichert wurden, hatte man für Abrüstungsprojekte
lediglich 40 Millionen Euro übrig. Das alles könnte man auch Aufrüs-
tungspolitik mit langem Atem nennen.

Kommentiert

Geben und Nehmen
Von Jürgen Amendt

M an sollte Ankündigungen von Politikern, sie planten eine »um-
fassende Reform«, stets mit Skepsis begegnen. Das schützt vor

bösen Überraschungen und vermeidet Enttäuschungen. Bundesbil-
dungsministerin Johanna Wanka will also die studentische Ausbil-
dungsförderung »umfassend reformieren«. Sagt sie – und meint es
wahrscheinlich durchaus ernst. In der Tat geht das Bafög mit seinen
starren Altersgrenzen und Förderbedingungen an der Lebenswirk-
lichkeit der jungen Generation vorbei. Die Zahl jener, die ihre Studi-
enberechtigung über das Berufsbildungssystem oder den zweiten
Bildungsweg (z.B. Abendgymnasium) erworben hat, steigt stetig und
liegt mittlerweile bei 40 Prozent eines Jahrgangs. Immer mehr Men-
schen absolvieren mehre Ausbildungen und entscheiden sich oftmals
erst nach einer mehrjährigen Berufstätigkeit für ein Studium.

Wer, wie Politiker, in Sonntagsreden die Notwendigkeit des le-
benslangen Lernens betont, der muss werktags die Voraussetzungen
dafür schaffen. Anders als ihre Vorgängerin und Parteifreundin An-
nette Schavan hat die CDU-Politikerin Johanna Wanken offensichtlich
erkannt, dass es nicht mehr reicht, auf das Regelbildungssystems mit
klassischen Bildungskarrieren zu setzen. Ihre DDR-Herkunft und das
Wissen um das dort vielfach verzahnte berufliche und gymnasiale
Bildung mögen hierbei hilfreich sein.

Soweit die positive Nachricht, die man aus der Reformankündi-
gung Wankas herauslesen kann – und dies auch sollte. Zu befürch-
ten ist allerdings, dass das Geld, das an einer Stelle zusätzlich aus-
gegeben, an anderer Stelle wieder eingespart wird. Die Bemerkung
der Ministerin, die Studierenden könnten mit »generell höheren
Summen« nicht rechnen, spricht für diese Annahme. Das Prinzip ist
nicht neu, man kennt es auch von anderen Bereichen und es wird
gemeinhin mit dem politiktechnokratischen Begriff »Gegenfinanzie-
rung« propagiert. Eine Ausgabe müsse gegenfinanziert werden, heißt
so viel wie: Wir wollen nicht mehr Geld ausgeben; was wir den ei-
nen geben, nehmen wir den anderen weg. Meist werden dafür, wie
Wanka es tut, finanzielle Engpässe als Argument angeführt – in die-
sem Fall Engpässe bei den Ländern, die ja einen Teil der Bafög-
Ausgaben mitfinanzieren.

Das Finanzierungsargument verschleiert aber, dass vor der Ent-
scheidung, wofür der Staat Geld ausgibt, abgewägt wird, was wichtig
und was weniger wichtig ist. Derzeit ist der Familienministerin Kri-
stina Schröder die Förderung der frühkindlichen Bildung ein Anlie-
gen. Für den Bereich der sogenannten Frühen Hilfen stellt ihr Mi-
nisterium viel Geld zur Verfügung. Das ist gut so, vor allem, weil
diese Investitionen präventiv wirken können. Weniger gut ist, dass
das Geld dafür an anderer Stelle fehlt. Die Jugendhilfe etwa stöhnt
seit einigen Jahren bundesweit über Kürzungen für ihren Bereich.
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